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Die Heraussonderung der wichtigsten Forderungen 
der sozialistischen Gesetzlichkeit für deren selbständige 
Betrachtung gibt die Möglichkeit, in der allgemeinen 
Definition des Begriffs dieser Erscheinung alle ihre 
wesentlichen Seiten widerzuspiegeln.

Jede Definition hat bekanntlich einschränkenden 
Charakter, da es unmöglich ist, in ihr alle Formen der 
zu bestimmenden Erscheinung zu umfassen. Aber wir 
müssen natürlich bei der Formulierung einer Definition 
nach einer maximal vollständigen Widerspiegelung 
der wesentlichsten Seiten und charakteristischen Merk­
male der erkannten Erscheinung streben. Der Mangel 
vieler Definitionen des Begriffs „sozialistische Gesetz­
lichkeit“ besteht gerade darin, daß in ihnen der Hin­
weis auf die eine oder andere wesentliche Seite fehlt, 
wodurch sich diese Definitionen als unvollständig oder 
einseitig erweisen.

Äußerlich lakonisch, ohne das Wesen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit freizulegen, ist z. B. die Definition 
von Professor S. A. G o l u n s k i  und Professor D. S. 
K a r e w, von deren Standpunkt aus die Gesetzlichkeit 
lediglich die „genaue Einhaltung der Gesetze der So­
wjetmacht“ bedeutet1.

Ein wenig weiter wird dieser Begriff von anderen 
Verfassern bestimmt. So schreibt z. B. Professor P. E. 
O r l o w s k i :  „Das Wesen der sowjetischen sozialisti­
schen Gesetzlichkeit besteht in der festen und strikten 
Einhaltung und Durchsetzung der sowjetischen Gesetze 
durch alle Organe des Sowjetstaates, alle Institutionen 
und gesellschaftlichen Organisationen, alle Amtsper­
sonen und Bürger der UdSSR“2; Professor K. P. G o r -  
s c h e n i n meint ebenfalls, daß wir „unter sozialisti­
scher Gesetzlichkeit das Prinzip der Organisation und 
der Tätigkeit des Sowjetstaates auf der Grundlage der 
strengen Einhaltung der Gesetze durch alle Staats­
organe, gesellschaftlichen Organisationen und Institu­
tionen, Amtspersonen und Bürger verstehen“2; die pol­
nischen Rech tswissenschaf tier Professor T. P o d l j a s k i ,  
G .  A u s  k  a  l e r ,  M .  J a r o s c h i n s k i ,  T .  S a i d l e r  
u n d  J .  W r u b l e w s k i  weisen darauf hin, daß „die 
Volksgesetzlichkeit das Grundprinzip des Volksstaates 
ist, welches in der genauen und unbedingten Einhal­
tung der Gesetze der Polnischen Volksrepublik, die 
Ausdruck der Interessen und des Willens des werk­
tätigen Volkes sind, durch alle Organe der Staats­
gewalt und der Staatsverwaltung besteht“4.

Diese Gruppe von Definitionen der sozialistischen 
Gesetzlichkeit leidet an dem allgemeinen und ganz 
wesentlichen Mangel, daß in ihnen der Hinweis auf 
die Forderung der sozialistischen Gesetzlichkeit fehlt,
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nicht nur die Gesetze, sondern auch alle anderen nor­
mativen Akte, die auf der Grundlage und zur Durch­
setzung der Gesetze herausgegeben sind, einzuhalten.

Nach Meinung Professor M. S. S t r o g o w i t s c h s  
ist es bei der Definition der sozialistischen Gesetzlich­
keit nicht erforderlich, den Hinweis auf die Notwen­
digkeit aufzunehmen, nicht nur die Gesetze, sondern 
auch die auf ihrer Grundlage herausgegebenen Akte 
einzuhalten. Er sagt, „daß das Gesetz der höchste Aus­
druck des staatlichen Willens ist und gerade die Ein­
haltung und Durchführung des Gesetzes den Inhalt 
der Gesetzlichkeit bildet. Die anderen normativen Akte 
der Staatsorgane müssen auf der Grundlage und in 
Durchführung des Gesetzes sowie in Übereinstimmung 
mit diesem erlassen werden. Deshalb bedeutet ihre 
Einhaltung und Durchführung zugleich die Einhaltung 
und Durchführung des Gesetzes und ihre Verletzung 
die Verletzung des Gesetzes“5.

Diese Entgegnung scheint uns wenig überzeugend 
nicht nur deshalb, weil es, wenn man diesen Weg geht, 
möglich wäre, in der Definition nur auf die Notwendig­
keit der Einhaltung der Verfassung der UdSSR hinzu­
weisen, sondern auch vor allem deshalb, weil eine 
solche gekürzte Definition der sozialistischen Gesetz­
lichkeit in der Praxis die falsche Vorstellung von der 
Notwendigkeit der Einhaltung nur der Gesetze und der 
nicht unbedingten Einhaltung der auf ihrer Grundlage 
erlassenen Rechtsakte hervorruft.

Die Formulierungen anderer Verfasser weisen diese 
Lücke nicht auf. So schreibt Professor W. M. 
T s c h c h i k w a d s e :  „Sozialistische Gesetzlichkeit
bedeutet strikte Verwirklichung der Gesetze des So­
wjetstaates, der Verordnungen und Erlasse der Sowjet­
regierung sowie anderer Akte der Organe der Staats­
macht und der Verwaltung, bedeutet deren genaue Be­
folgung durch alle Dienstellen, Organisationen, Amts­
personen und Bürger der UdSSR“6; der deutsche 
Rechtswissenschaftler Hans R a n k e  sagt: „Demokra­
tische Gesetzlichkeit: das ist das allgemeine und kate­
gorische Prinzip der Gewährleistung der unbedingten 
Einhaltung und Durchführung der Gesetze und der 
Rechtsnormen durch alle Staatsorgane und Staatsfunk­
tionäre, durch alle Organisationen und Bürger“1.

Allerdings spiegelt auch diese Gruppe von Definitio­
nen nicht die einzelnen charakteristischen Seiten und 
alle wesentlichen Merkmale der sozialistischen Gesetz­
lichkeit wider. Es fehlt in ihnen z. B. der Hinweis auf 
die Forderung der sozialistischen Gesetzlichkeit nach 
Gewährleistung der Realisierung der Rechtsakte mit 
allen materiellen und geistigen Mitteln.
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